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SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
KVF-SR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
ERRU Europäisches Register der Strassentransportunternehmen

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des

Etats
PME petites et moyennes entreprises
AOS Assurance obligatoire des soins
ERRU Système de registre européen des entreprises de transport routier
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Mit einer Motion forderte die Freiburger Ständerätin Johanna Gapany (fdp), dass der
Bund den Schutz von Cyberangriffen auf die KMU sowie auf die kantonalen und
kommunalen Verwaltungen ausdehnt. Nach Meinung der Freisinnigen verfüge nur der
Bund über die geeigneten Ressourcen und Kompetenzen, um diese kritischen
Infrastrukturen vor Angriffen aus dem Internet zu schützen. In der Wintersession 2021
überwies der Ständerat die Motion auf Antrag von Charles Juillard (mitte, JU)
stillschweigend an seine SiK zur Vorberatung. Entgegen der ablehnenden Haltung des
Bundesrates, der auf das Subsidiaritätsprinzip pochte und auf die bereits getroffenen
Massnahmen verwies, müsse vertieft geprüft werden, ob in diesem Bereich nicht besser
der Bund verstärkt eingreifen sollte, begründete der Jurassier seinen Ordnungsantrag. 1

MOTION
DATUM: 07.12.2021
MARCO ACKERMANN

Wirtschaftsordnung

Entgegen der Meinung des Nationalrats wollte der Ständerat im Herbst 2022 von der
Präzisierung rechtlicher Vorgaben beim Management bundesnaher Betriebe absehen.
Auf Antrag einer knappen Mehrheit der KVF-SR lehnte der Ständerat mit 18 zu 15
Stimmen eine Motion der FDP-Fraktion ab, die striktere Vorgaben für bundesnahe
Betriebe betreffend die Wahl der Verwaltungsräte, die Erarbeitung der
Unternehmensziele und der Eignerstrategien sowie den Umgang mit
Interessenskonflikten forderte. Eine Mehrheit der Kommission unter Sprecher Charles
Juillard (mitte, JU) argumentierte, dass die geltenden Praktiken grösstenteils – mit
Ausnahme der Wahl der Verwaltungsräte – bereits mit den angesprochenen OECD-
Leitsätzen konform seien und die Motion damit Makulatur sei. Die Mehrheit erachtete
es nicht als zielführend, standardisierte Auswahl- und Wahlverfahren bei den
Verwaltungsräten vorzuschreiben, da sich die Unternehmen des Bundes stark
voneinander unterscheiden würden. Die unterlegene Minderheit Dittli (fdp, UR) hätte
hingegen auch in diesem Bereich die OECD-Leitsätze zur Good Governance
übernehmen, damit die Prozesse standardisieren und an der Motion festhalten wollen. 2

MOTION
DATUM: 14.09.2022
MARCO ACKERMANN

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Nachdem ihr die Motion Juillard (mitte, JU; Mo. 20.3285) für eine Nutzung der
Ventilklausel für den Abbau der Covid-19-Schulden zugewiesen worden war, hatte die
SGK-SR im Oktober 2020 entschieden, die entsprechende Beratung bis zum Vorliegen
der bundesrätlichen Botschaft über den Schuldenabbau aufzuschieben. Hingegen zog
die Mitte-Fraktion ihre gleichlautende Motion 20.3300 in der Frühjahrssession 2022
zurück. Sie erachtete diese als «nicht mehr aktuell» und machte stattdessen Werbung
für einen Alternativvorschlag zu den zwei vom Bundesrat in seiner mittlerweile
erschienenen Botschaft vorgeschlagenen Möglichkeiten zum Abbau der Corona-
bedingten Verschuldung: Statt den gesamten Betrag über die ausserordentlichen
Einnahmen (Variante 1 des Bundesrates) oder über die ordentlichen Überschüsse
(Variante 2 des Bundesrates) abzubauen, sollten zwei Drittel über die ordentlichen
Überschüsse und ein Drittel über die ausserordentlichen Einnahmen finanziert werden,
schlug Leo Müller (mitte, LU) im Rahmen der Rückzugsankündigung der Mitte-Motion
vor. Dadurch könne man «im Ausgleichskonto gewisse Reserven» für allfällige
zukünftige Krisen behalten. Im Mai 2022 zog schliesslich auch Charles Juillard seine
Motion in Anbetracht der bundesrätlichen Botschaft zurück. 3

MOTION
DATUM: 15.03.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Die mögliche Teilnahme der Schweiz am ERRU stand in der Wintersession 2022 auf der
Traktandenliste der kleinen Kammer. Nachdem Charles Juillard (mitte, JU) die Vorteile
einer Teilnahme an diesem Informationssystem zu Strassenverkehrskontrollen erörtert
und sich auch Verkehrsministerin Sommaruga für die Annahme der entsprechenden
Motion Storni (sp, TI)  ausgesprochen hatte, nahm der Ständerat diese stillschweigend
an. 4

MOTION
DATUM: 06.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Post und Telekommunikation

Im März 2021 reichte Charles Juillard (mitte, JU) eine Motion betreffend den
Hausservice der Post ein. Er forderte, dass die Regierung beim Postkonzern
interveniert, damit die derzeitige Praxis beim Hausservice erhalten bleibe und nicht
durch die vermehrte Digitalisierung bedroht werde. Die Grundversorgung mit
Postdienstleistungen müsse für alle Generationen und in allen Regionen der Schweiz
gewährleistet bleiben, so Juillard.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er vertrat die Ansicht, dass die
Post ihrem Grundversorgungsauftrag gerecht werde. Da die Post die Grundversorgung
aus eigenen Mitteln finanzieren müsse, sei ihr dabei ein gewisser unternehmerischer
Gestaltungsspielraum zuzugestehen. Diesen nutze die Post, indem sie vor allem in dünn
besiedelten Gebieten den Hausservice als Alternative zu den Poststellen anbiete. In den
letzten Jahren mache sich die Post nun auch die Digitalisierung zu Nutze und biete den
Kundinnen und Kunden digitale Varianten des Hausservices an. Denjenigen Personen,
die diesen digitalen Service nicht nutzen wollten oder könnten, stünden jedoch zwei
Alternativen zur Verfügung: Zum einen können die Leistungen des Hausservice
telefonisch bestellt, zum anderen mittels eines so genannten Bestellstifts angefordert
werden. 
Die Motion wurde in der Sommersession 2021 der KVF-SR zur Vorberatung
zugewiesen. 5

MOTION
DATUM: 15.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat sistierte in der Sommersession 2022 die Behandlung von drei Motionen
zur postalischen Grundversorgung. Es handelte sich dabei um die Motionen 17.3888
von Jean-Pierre Grin (svp, VD), 17.3938 von Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO) sowie
21.3054 von Charles Juillard (mitte, JU). KVF-SR-Sprecher Stefan Engler (mitte, GR)
verwies auf den im Mai 2022 publizierten Bericht der Expertenkommission
Grundversorgung Post; es gelte zuerst zu entscheiden, welche der in diesem Bericht
empfohlenen Massnahmen umgesetzt werden sollen und welche nicht, «bevor wir im
Mikrobereich an der Grundversorgung der Post schrauben». 6

MOTION
DATUM: 16.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat sistierte in der Sommersession 2022 die Behandlung von drei Motionen
zur postalischen Grundversorgung. Es handelte sich dabei um die Motionen 17.3888
von Jean-Pierre Grin (svp, VD), 17.3938 von Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO) sowie
21.3054 von Charles Juillard (mitte, JU). KVF-SR-Sprecher Stefan Engler (mitte, GR)
verwies auf den im Mai 2022 publizierten Bericht der Expertenkommission
Grundversorgung Post; es gelte zuerst zu entscheiden, welche der in diesem Bericht
empfohlenen Massnahmen umgesetzt werden sollen und welche nicht, «bevor wir im
Mikrobereich an der Grundversorgung der Post schrauben». 7

MOTION
DATUM: 16.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat sistierte in der Sommersession 2022 die Behandlung von drei Motionen
zur postalischen Grundversorgung. Es handelte sich dabei um die Motionen 17.3888
von Jean-Pierre Grin (svp, VD), 17.3938 von Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO) sowie
21.3054 von Charles Juillard (mitte, JU). KVF-SR-Sprecher Stefan Engler (mitte, GR)
verwies auf den im Mai 2022 publizierten Bericht der Expertenkommission
Grundversorgung Post; es gelte zuerst zu entscheiden, welche der in diesem Bericht
empfohlenen Massnahmen umgesetzt werden sollen und welche nicht, «bevor wir im
Mikrobereich an der Grundversorgung der Post schrauben». 8

MOTION
DATUM: 16.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

In der Herbstsession 2022 führten National- und Ständerat eine ausserordentliche
Session zum Thema «Kaufkraft» (22.9013) durch, in der sie verschiedene Vorstösse
diskutierten, die auf eine finanzielle Entlastung der Bürgerinnen und Bürger abzielten,
um der steigenden Teuerung, insbesondere im Bereich Energie, zu begegnen. Eine
Gruppe von Unterstützungsvorschlägen betraf die Krankenkassenprämien.
So forderten die SP-Fraktion im Nationalrat (Mo. 22.3793) sowie Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI; Mo. 22.3802) und Isabelle Chassot (mitte, FR; Mo. 22.3801) im
Ständerat eine Erhöhung des Bundesbeitrags an die individuelle Prämienverbilligung für
das Jahr 2023 um 30 Prozent. Da für das Jahr 2023 ein Prämienschock drohe, müssten
Haushalte mit tiefen und mittleren Einkommen auf diese Weise entlastet werden, so die
Begründung für die Forderungen. Der Bundesrat erläuterte, dass der Bundesbeitrag an
die Prämienverbilligung 7.5 Prozent der Bruttokosten der OKP entspreche und somit
zusammen mit den Prämien ansteige. Folglich sei keine zusätzliche Erhöhung des
Beitrags nötig. Um zu verhindern, dass die Kantone ihre eigenen Anteile an die
Prämienverbilligungen weiter reduzieren, verwies der Bundesrat auf seinen indirekten
Gegenvorschlag zur Prämien-Entlastungs-Initiative. Während der Nationalrat die Motion
der SP-Fraktion mit 97 zu 95 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) annahm, wies der Ständerat
die beiden Motionen aufgrund eines Ordnungsantrags Juillard (mitte, JU) der
Kommission zur Vorberatung zu.
Einen anderen Lösungsweg bezüglich der hohen Krankenkassenprämien schlugen
Thomas de Courten (svp, BL; Mo. 22.3816) im Nationalrat und Marco Chiesa (svp, TI; Mo.
22.3863) im Ständerat vor: Sie verlangten, dass die Krankenkassenprämien zukünftig
vollständig von den Bundessteuern abgezogen werden können, wie dies bereits in
einigen früheren Vorstössen verlangt worden war. Damit sollen «jene Personen
[entlastet werden], die ihre Krankenkassenprämien noch aus dem eigenen
Portemonnaie bezahlen». Der Bundesrat verwies in seiner Antwort auf seine Umsetzung
der Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171), mit welcher der steuerliche Abzug der
Krankenkassenprämien bereits erhöht werden soll. Damit werde ein Teil der
Forderungen der Motionen de Courten und Chiesa umgesetzt, ein vollständiger Abzug
hätte jedoch zu hohe Steuerausfälle zur Folge – insbesondere auch im Hinblick auf die
von den Motionären ausgeführten, für den Bund zukünftig zusätzlich anfallenden
Kosten. Mit 142 zu 53 Stimmen respektive 36 zu 5 Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnten
beide Räte die Motionen ab, wobei sie nur bei Mitgliedern der SVP-Fraktion auf
Zustimmung stiessen. 9

MOTION
DATUM: 21.09.2022
ANJA HEIDELBERGER
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